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BEGRÜNDUNG 

zum Bebauungsplan Nr. 12 (Steinkamp) 
- Ortsteil Essinghausen -

der Stadt Peine 

1. ERFORDERNIS DER PLANAUFSTELLUNG 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Baureit­
pläne aufzustellen/ sobald und soweit es für die städ­
tebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

Der Bebauungsplan wird zur Deckung des dringenden 
Wohnbedarfs der Bevölkerung aufgestellt. Zur Beschleu­
nigung des Verfahrens werden die Vorschriften des Maß­
nahmengesetzes zum Baugesetzbuch in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 28.04.1993 angewendet. 

Als Folge der regen Baulandnachfrage in den letzten 
fünf Jahren hat die Stadt Peine umfangreiche Sied­
lungsgebiete städtebaulich geplant und erschlossen. 
Die bereitgestellten Baugrundstücke sind fast restlos 
verkauft und auch bebaut. 

Die Stadt Peine hat 1993 am westlichen Ortsrand von 
Essinghausen - Gebiet Wellenkamp - Grundstücksflächen 
erworben/ die sie nach Durchführung der Bauleitplanung 
an Bauinteressenten zur Errichtung von Wohneigenheimen 
veräußert hat . Die Nachfrage war weitaus größer als 
das Angebot. Es besteht daher weiterhin eine große 
Nachfrage nach Baugrundstücken zur Deckung des drin­
genden Wohnbedarfs der Bevölkerung. 

Durch kurzfristige Aufstellung von Bebauungsplänen und 
umgehende Erschließung weiterer Baugebiete soll die 
anhaltende Nachfrage nach Bauland befriedigt werden. 

Ziel der Stadt Peine ist die Bereithaltung eines Wohn­
baulandangebots, insbesondere auch für Einfamilienhäu­
ser, das dem steigenden Bedarf gerecht wird. 
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Die verkehrsruhige und -günstige Lage - ca. 1. km vom 
Ortsrand der Kernstadt entfernt - machte den Ortsteil 
Essinghausen in den letzten Jahren zu einem Anzie ­
hungspunkt für Bauinteressenten . Die geordnete Ent­
wicklung der Siedlungsgebiete - abgesetzt vom Ortskern 
mit den landwirtschaftlichen Betriebsstellen -
schließt hier Konfliktsituationen zwischen der Land­
wirtschaft und dem Wohnen weitgehend aus. Diese Tatsa­
che sowie die gute Infrastruktur waren Gründe zur Aus­
wahl und Ausweisung dieses Ortserweiterungsgebietes . 

Es liegen 'bereits jetzt wieder mehr Baulandbewerber 
für dieses Gebiet vor, als Baugrundstücke angeboten 
werden können . 

Der dringende Wohnbedarf wi rd außerdem durch d~e 
Strukturdaten - Einwohnerentwicklung/Baulandbedarf -
belegt (s. Anhang) . 

2. EINFÜGUNG IN DIE BAULEITPLANUNG, DIE ÜBERÖRTLICHE PLA­
NUNG UND DIE RAUMORDNUNG 

Der Bebauungsplan ist aus dem wirksamen Flächennut­
zungsplan und seiner 57. Änderung {Parallelverfahren) 
entwickelt worden. 

Nach den .Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat 
die Stadt Peine als Mittelzentrum u . a . die Aufgabe 
zur Sicherung und Entwicklung von Wohngebieten zur 
Deckung des Wohnbedarfs aller Bevölkerungsschichten . 
Die Planung ist diesem Ziel angepaßt. 

3. :BESTEHENDE RECHTSVERHÄLTNISSE 

Der räumliche Geltungsbereich liegt im Außenberei ch . 
Bau- und planungsrechtliche Festsetzungen bestehen 
bisher nicht. Die östlich und südlich angrenzenden 
Wohngebiete sind durch städtebauliche Planungen geord­
net und bereits bebaut. 
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Das Baugebiet wird zur Zeit landwirtschaftlich ge­
nutzt. 

Die Stadt Peine hat die Grundstücksflächen - bis auf 
den Kinderspielplatz - bereits erworben. 

4. DER BESTAND INNERHALB UND AUSSERHALB DES BEaAUUNGSPLAN­
GEBIETES 

Das Planungsgebiet schließt etwa höhengleich an die 
vorhandene Bebauung sowie die angrenzenden Straßen an. 
Die mittlere Höhe über NN beträgt ca. 70,00 m. Das Ge­
lände steigt von Nordwest nach Südost von ca .. ~9, 50 m 
über NN auf ca. 70,50 m über NN etwa gleichmäßig ohne 
Geländesprünge an , 

Die Flächen sind als Acker bewertet _ Baum- oder 
Strauchbestände sind nicht vorhanden. 

Südöstlich an das Baugebiet angrenzend befindet sich 
eine Altablagerung (verfüllte Sandkuhle) . 

Zur Erkundung der Boden- und Grundwasserverhältnisse 
sowie zur Beurteilung der Einflüsse der Altablagerung 
auf das Neubaugebiet wurden von der Gesellschaft für 
~rundbau und Umwelttechnik mbH (GGU) Gutachten er ­
stellt. 

Die durchgeführten Rammkernsondierungen ergaben im ge­
samten Untersuchungsgebiet gut tragfähige Sande und 
Kiese. 

Die Gründung der Gebäude kann generell flach über 
Streifen- und Einzelfundamente oder eine Bodenplatt& 
erfolgen. 

Detaillierte Angaben über Gebäudegründung und die bei 
den Baumaßnahmen zu beachtenden Grundwasserst ände kön­
nen dem Gutachten entnommen werden. 

Die weiteren Untersuchungen ergaben, daß sich das Bau­
gebiet nicht mit der Altablagerung überschneidet. Die 
Altablagerung führt zu keinen relevanten Beeinflussun­
gen des Baugebietes. 
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Begrenzt wird das Planungsgebiet 

- im Norden durch die K 69, 
- im Osten durch ein eingeschossiges allg. Wohngebiet, 
- im Süden durch die Atigust-Bebel-Straße , einge-

schossige Wohnbebauung und die Altablagerung 
(ehemalige Sandkuhle), 

- im Westen durch Ackerflächen. 

Westlich in einem mittleren Abstand v on ca. 400,00 m 
verlaufen zwei Hochspannungsfreileitungen . Etwa den 
gleichen Abstand zum Baugebiet hat der geplante süd­
liche Autobahnzubringer (Ostrandstraße) , der im Zuge 
der Autobahnverbreiterung gebaut werden wird . 

Die Darlegung verschiedener Nutzungsansprüche an den 
Landschaftsraum sowie die Bestandsbewertung erfolgen 
unter Ziff . 6 . 

5. PLANINHALT/ ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN 

5. 1 Baug ebiet/bauliche Nutzung 

Der vorhandenen Ortsstruktur entsprechend sowie den 
Bedürfnissen der Bevölkerung hier .im stadtnahen Sied­
lungsraum ist für den gesamten Geltungsbereich eine 
offene, eingeschossige Bauweise festgesetzt, mit Aus ­
nahme eines Baugrundstücks für. einen zweigeschossigen 
kleinen Beherbergungsbetrieb (ca. 15 Betten) im Ein­
gangsbereich des Baugebiets an der August-Bebel­
Straße. 

Die Festsetzung "Allgemeines Wohngebiet" mit Ausschluß 
verschiedener störender Nutzungen sowie die Begrenzung 
der höchstzulässigen Zahl der Wohnungen je Wohngebäude 
Und die Begrenzung der GRZ auf 0,3 trägt dem Ziel 
Rechnung, hier am Ortsrand - stadtnah - vorrangig eine 
ungestörte Wohnnutzung zu sichern. 
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Die Begrenzung der Traufhöhen soll ein Herausragen 
einzelner Baukörper aus der einheitlichen Sied­
lungsstruktur verhindern. Andererseits wird durch den 
Verzicht auf Baulinien und die Festsetzung der Stel­
lung der baulichen Anlagen weitgehende Gestaltungs­
freiheit eingeräumt. 

5.2 Straßenverkehrsflächen/Parkplät ze 

Die äußere Erschließung erfolgt über die August-Bebel­
Straße, die über die Kreisstraße 61 Anschluß an die 
überörtlichen Hauptverkehrszüge sowie an das inner­
städtische Ringsystem und das Netz der Landes- ~nd 

Kreisstraßen hat. 

Die innere Erschließung erfolgt über 5,50 m bzw. 
8,50 m breite, durchgehend gepflasterte Wohnstraßen 
mit Stichwegen, die das Planungsgebiet mit der östlich 
anschließenden Wohnbebauung verbinden. Zu einer später 
möglichen westlichen Siedlungserweiterung sind Stra­
ßenverbindungen vorgesehen. 

Die Verkehrserschließung ist so konzipert, daß durch 
die geschwungene und abgewinkelte Führung der Wohn­
straßen die Bebauung städtebaulich effektive Hausgrup­
pierungen und Raumbildungen ermöglicht; andererseits 
wird dadurch auch zwangsläufig eine Verkehrsberuhigung 
erreicht. 

Die Aufweitung der Straße im mittleren Planbereich 
soll als Wohnplatz mit sogenannter "Dorflinde" ausge­
baut werden und zur Kommunikation im Siedlungsgebiet 
beitragen. 

Für den ruhenden Verkehr sind auf den Grundstücken Ga­
ragen oder Stellplätze zu errichten. Für den Besucher­
verkehr sind punktuell im Straßenraum Parkplätze fest­
gesetzt. 
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5.3 Versorgung 

Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser und elek­
trischer Energie ist durch entsprechende Erweiterung 
der Leitungsnetze gesichert. 

Im Ort befinden sich die Grundschule Essinghausen und 
der zentrale Kinderspielplatz Habelschwerdter Straße. 

Der Sportplatz befindet sich südlich der Ortslage in 
einer Entf ernung von ca. 1,5 km. 

Die Versorgung des Gebietes mit Gütern des täglichen 
Bedarfs i st durch vorhandene Ladengeschäfte im Ort und 
am Ortsrand der. Kernstadt gesichert . 

Die BUshaltestelle des öffentlichen Personennahver­
kehrs liegt an der August-Bebel-Straße. 

5 .4 Stadtentwäs serung 

5 . 4 . 1 Bestehende Entwässerungsverhältnisse 

Die Entwässerung des Ortsteiles Essinghausen erfolgt 
im Trennsystem. 

Die Regenwasserkanalisation führt Oberfächenwasser in 
den südlich der Ortslage verlaufenden Wellengraben, 
einem Nebengewässer des Landgrabens (Gewässer 
III. Ordnung) ab . In bestimmten Ortsbereichen wird der 
anfallende Niederschlag auch bereits auf Privatgrund­
stücken versickert . 

Das Schmutzwasser f l ießt bislang zusammen mit dem 
SW-Abfluß des Stadtteiles Duttenstedt über eine Frei­
gefälleleitung zur Pumpstation Gunzelinstr aße. Von 
dort wi rd das Abwasser in das Schmutz- bzw. Mischwas­
sernetz der Kernstadt und über das Zentralpumpwerk zur 
Zentralkläranlage Peine weitergeleitet. 
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Anzumerken ist, daß die Kanalisation der Kernstadt hy­
draulisch ausgelastet ist und zusätzliche Schmutzwas­
sermengen nicht mehr aufnehmen kann. Außerdem führt 
die Einleitung von Schmutzwasser in das Mischwasser­
netz dazu, daß der Vorfluter Fuhse bei größeren Nie­
derschlagsereignissen mit zusätzlichen Schmutz­
frachteinträgen belastet wird. 

5 . 4 .2 Planungen zum Bau des No rdstadt s ammlers 

Im Zuge der Gesamtentflechtung des vorhandenen Abwas ­
sertransportsystems in Peine sollen sämtliche Schmutz ­
wässer der Randgebiete vom Mischwassernetz der Kern­
stadt abgekoppelt werden . 

Die Planungen sehen vor, die SW-Abflüsse. sowohl der 
bestehenden Ortsnetze als auch der neuen Erschlie­
ßungsgebiete über eine separate Sammelleitung direkt 
der Zentralkläranlage zuzuführen . 

Diese als Nordstadtsammler bezeichnete Transportlei ­
tung beginnt am PW Lehmkuhlenweg und verläuft zunächst 
als Druckrohrleitung in der Trasse der Ostrandstraß·e 
bis zur Kreuzung Ostrandstraße/Abzweig Essinghausen. 
Ab hier fließen die gesammelten Schmutzwasserabflüsse 
im Freigefälle über die Eschenstraße und Kastanienal­
lee weiter bis zum Zentralpumpwerk westlich der Kern­
stadt_ 

Durch die geplante Abtrennung der Trenngebiete vom 
Mischwasser netz wird die Leistungsfähigkeit des vor­
handenen MW-Sammlers erhöht . 

Weiterhin verhindert die direkte SW-Ableitung· zum ZPW 
und damit zur Kläranlage eine weitere Entlastung vom 
Schmutzwasser in die Fuhse, so daß mit der Reduzierung 
des Schmutzfrachteintrages ein wichtiger Beitrag zum 
Gewässerschutz geleistet werden kann _ 
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5. 4 . 3 Baugrundv erhältnisse 

Im Vorfeld der hydraulischen Untersuchungen wurden für 
das Bebauungsplangebiet 12 "Steinkamp'~ Baugrunderkun­
dungen durchgeführt, die auch Untersuchungen zur Ver­
sickerungsfähigkeit des anstehenden Bodens einschlie­
ßen. 

Gemäß Gutachten der GTU GmbH Hannover steht im Unter­
su chungsgebiet des Bebauungsplangebietes bis 0,5 m un­
ter Geländeoberkante Mutterboden aus humosen, schluf­
figen Feinsanden an. Darunter wurden bis zur Endteufe 
von 4,0 m Mittel- bis Grobsande mit feinsandigen, kie­
sigen und schluff.igen Gemengeteil en erbohrt. Da.bei 
wurden bei wenigen Sondierungen auch geringmächtige 
Linsen von stark schluffigen, schwach tonigen Sanden 
angetroffen. 

Insgesamt werden die Böden des Untersuchungsgebietes 
jedoch für eine Versickerung von unbelastetem Nieder ­
schlagswasser als geeignet eingestuft. 

5 . 4 . 4 Schmutzwasserentsorgung 

Im Bereich der Südanhindung zur neuen Autobahnan­
schlußstelle Peine-Ost durchzieht ein ausgeprägter Hö­
henrücken das Gesamtgebiet von Nordost. nach Südwest. 
Damit können die E!rweiterungsflächen nördlich des Hö­
henrückens nicht im Freigefälle an den vorhandenen ~w­
Sammelkanal Essinghausen angeschlossen werden. Das er­
arbeitete Konzept sieht vor, für diese Gebiete eine 
neue Vorflut zu schaffen und anfallendes Schmutzwasser 
in Höhe der Einmündung Ostrandstraße/Eschenstraße di­
rekt in den geplanten Nordstadtsammler zu entwässern . 

Die südlich des Höhenrückens gelegenen Flächen werden 
in das bestehende Kanalnetz in der Heinrich-Hornbo­
stel-Straße entwässert . 
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5.4.5 Regenwasserableitung 

-----------------~--

Dem natürlichen Geländegefälle folgend läuft das Ober­
flächenwasser in Richtung Wellengraben ab . Infolge des 
erhöhten befestigten Flächenanteils und der damit ver­
bundenen vergrößerten Oberflächenwassermengen ist der 
Wellengraben jedoch nicht geeignet, die künftigen Ge­
biete im bebauten Zustand zu entwässern. Um eine wei ­
tere Abflußverschärfung des ohnehin schon überlasteten 
Vorfluters zu vermeiden, ist es dringend erforderlich, 
Niederschlagswasser - soweit möglich - in den Unter­
grund zu versickern und damit über die Grundwasserneu­
bildung wieder dem natürlichen Wasserkreislauf zuzu ­
führen. 

In Anlehnung an die Baugrundbeurteilung der GTU GmbH 
Hannover ist das anfallende Niederschlagswasser auf 
den Privatflächen im gesamten Bebauungsplangebiet zu 
vers ickern . 

Die Oberflächenabflüsse. der Straßen werden in das vor­
handene Regenwassernetz des Ortsteiles Essinghausen 
eingeleitet. 

5 . 5 Öffentl iche Grunflächen/Kinderspielplatz 

Der festgesetzte Kinderspielplatz liegt in bezug auf 
die künftige Siedlungsentwicklung in zentraler Lage. 
Er hat eine Größe von ca , 2.600 qm. 

Nach dem Niedersächsischen Gesetz über Spielplätze vom 
06.02.1973 beträgt die erforderliche nutzbare Fläche 
2 % der Geschoßflächen = ca_ 300 qm . 

Mit dem vorhandenen Spielplatz an der Habelschwerdter 
Straße und dem geplanten Spielplatz wird der jetzige 
sowie der künftige Bedarf für den gesamten Ortsteil 
Essinghausen voll abgedeckt . 
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5.6 Private Grünf lächen - Bepflanzunqsbi ndungen 

Die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern dient einer­
seits als Eingrünung des Ortsrandes und zur Gestaltung 
des Straßenraumes, andererseits werden damit die nach 
dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz geforderten 
Ausgleichsmaßnahmen erfüllt . 

6 . NATUR- UND LANDSCHAFTSPFLEGE UND UMWELTSCHUTZ 

6 .1 Bes t andsbewertung 

Der Bebauungsplan bereitet Maßnahmen vor, die erfor­
derlich sind, um einen Teilbereich der intensiv acker­
baulich genutzten ausgeräumten Feldflur am Ortsrand 
der Wohnbebauung zuzuführen. 

Nach der naturräumlichen Gliederung gehört der Pla­
nungsraum zu den Burgdorf-Peiner Geestplatten. Hier 
sind Braunerden und Pseudogley-Braunerden aus Ge­
schiebe- und Decksanden über Geschiebelehm in wech­
selnden Tiefen vorherrschend. 

Die intensive landwirtschaftliche Bodennutzung beein­
trächtigt die Grundwasserqualität im wesentlichen 
durch den Eintrag von Nährstoffen (insbesondere Ni­
trat). Im Kreisgebiet Peine sind jedoch noch keine 
Grenzwertüberschreitungen nach Regelanwendung festge­
stellt worden (Quelle: Kapitel 3.4.1 Landschaftsrah­
menplan des Landkreises Peine) . 

Die landschaftsräumlichen Zusammenhänge nach Norden 
sind durch die A 2 als Versiegelungsband und linien­
förmige Emissionsquelle durchschnitten. 
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Das Landschaftsbild ist durch die vorhandenen Elt­
Freileitungen gestört. Die Landschaf tsbildqualität ist 
sehr gering. 

Der Biotopbestand mit hoher oder mittlerer Lebensraurn­
funktion ist extrem gering und weist erhebliche Defi­
zite auf; ausgenommen die Ortsrandeingrünung und die 
Baumbestände an den Straßen. 

6 . 2 Wesentl iche Auswirkungen 

Das geplante Baugebiet berührt keine wertvollen Berei­
che für Natur und Landschaft, bildet jedoch fü~ den 
Arten- und Biotopschutz eine Barriere, solange die 
vorgesehene Entwicklungsachse für Biotopvernetzung 
durch großzügige Ortsrandeingrünung nicht erstellt 
ist. So lange ist auch eine visuelle Beeinträchtigung 
gegeben. 

Der landwirtschaftlichen Nutzung werden Flächen mit 
mittlerer bis guter Ertragsfähigkeit entzogen. 

Die Grundwasserneubildung wird durch die weitere Ver­
siegelung des Bodens beeinträchtigt . Bei den durchläs­
sigen Deckschichten des Bodens besteht eine mittlere 
Empfindlichkeit gegenüber Schadstoffeinträgen. 

Die Lärmimmissionen durch den zusätzlichen Autoverkehr 
werden gering sein und den Lebensraum für Tiere in der 
angrenzenden Feldflur nicht wesentlich beeinträchti­
gen. 

6 .3 Beurteilung der Planungsmaßnahmen 

Das durch die Planung entstehende unter 6.2 und 6.3 
aufgezeigte Belastungsrisiko ist gering und wird als 
ausgleichbar bewertet. 

Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das 
Landschaftsbild werden nicht erhebl ich oder nachhaltig 
beeinträchtigt. 
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Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist der Bereich des 
Bebauungsplanes als Siedlungsfläche für bauliche Nut­
zungen vorgesehen. 

Besondere landschaftspflegerische Maßnahmen sind n iCht 
vorgesehen. Naturschutzrechtliche Bindungen bestehen 
nicht. 

6.4 Abwägung/ Ausgleich 

Für die Stadt Peine nehmen die Belange der Siedlungs­
entwicklung hier in kernstadtnaher Lage mit vorhande­
ner Infrastruktur wegen des dringenden Wohnbedarfs der 
Bevölkerung einen vorrangigen Platz ein. 

Die Belange der Landschaftspflege gern. § l Abs. 5 
Z.iff. 7 BBauG werden in der Abwägung zwar gleichrangig 
eingestuft; sie können aber gegenüber der Siedlungs­
entwicklung zurücktreten, weil dies durch die festge­
setzten Ausgleichsmaßnahmen kompensiert wird. 

Die Flächenversiegelungen und der Flächenverbrauch 
werden auf das notwendige Mindestmaß beschränkt, so 
daß die Ausgleichsmaßnahmen auf den jeweiligen Grund­
stücken erfolgen können. 

Bemessungsgrundlage für den Ausgleich bildet neben der 
zu erwartenden geringen Versiegelung der Grundfläche 
die derzeitige Nutzung und damit die geringe ökologi­
sche Bedeutung des Planungsgebietes. 

Die festgesetzten Eingrünungsmaßnahmen an der K 69 und 
auf den Baugrundstücken sollen einerseits eine bessere 
Einfügung in das Landschaftsbild sowie eine bessere 
optische Wirkung der Straßenräume gewährleisten; ande­
rerseits wird damit das Baugebiet ökologisch aufgewer­
tet und der erforderliche Ausgleich erbracht. 

In Anlehnung an das Kompensationsmodell für die Hanse­
stadt Harnburg (Hamburger Modell) läßt sich die Auswir­
kung der Planung auf Natur und Landschaft überschlägig 
wie folgt abschätzen : 
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Biotoptyp Fläche Wert- Wert-
in qm fakto r Einhei t e n 

Bestand: 

Acker 50.100 3 150.300 
(belastet durch 
Intensivnutzung) 

Planung : 

Verkehrsflächen 5 . 200 0 
Strauchgürtel 1. 000 8 8.000 
versiegelte Baufl. 12.700 0 
gestaltete Gartenfl. 28.600 4 114.400 
Spielplatz 2.600 4 1.0.400 
212 Laubbäume 160 33.900 

166.700 
======= 

Es ergibt sich gegenüber dem Ausgleichsbedarf ein Plus 
von 16.400 Werteinheiten entsprechend einer 2.000 qm 
großen Gehölzanpflanzung. Hierzu kommt eine weitere 
Minimierung der Belastung durCh Rückhaltung und Ver­
sickerung des Niederschlagswassers auf den Grundstük­
ken. 

Die Eingriffsregelung gemäß § 8 a Bundesnat urschutzge­
setz ist damit voll erfüllt. 

Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten 
Ausgleichsmaßnahmen erwartet die Stadt Peine von den 
Bauherren eigenverantwortliche Beiträge zur Verbesse ­
rung der natürlichen Lebensgrundlagen. 

Dies können sein: 

- Herstellung der Garagenzufahrten und der Rofflächen­
befestigungen aus weitgehend wasserdurchlässigem Ma­
terial, 

- begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesse­
rung des Kleinkl imas beitragen und somit einen Bei­
trag zum Ausgleich der Bodenversiegelung leisten . 
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7. LÄRMSCHUTZ 

Für die Minderung der Lärmeinwi~kungen, d i e vom Ver­
kehr auf der Autobahn ausgehen, sind im Zuge des 
sechsstreifigen Ausbaus aktive Schallschutzanlagen 
(Wall - /Wandkombinationen) vorgesehen . In Bereichen, wo 
der aktive Schallschutz nicht voll wirksam wi rd , kom-
men passive Schallschutzmaßnahmen zum Einsatz. 

In Anlehnung an die Emissionspegelberechnung und die 
Beurteilungspegel der schall technischen Untersuchung 
zum Straßenentwurf der Autobahnverbreiterung sind im 
Bereich dieses Bebauungsplanes für die Grundstücke 
nördlich der Landecker Straße an den Nordseiten der 
Gebäude passive Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. 

Nach dem schalltechnischen Gutachten (Lärmvorsorge) 
für den Bebauungsplan Nr. 142 sind die Schallschutzan­
l agen für die südliche Anhindung Au tobahnanschluß 
Peine- Ost so ausgelegt, daß der erforderliche Schutz 
dieses neuen Wohngebietes gewährleistet ist . 

8 . 'Pl...ANUNGSSTATISTIK 

8 .1 Größe des Planungsgebietes 

8.2 Erschließungsf lächen 

- Staßenflächen 
- Parkflächen 

8 .3 Öffentl i che Grünflächen - Spielplatz 

50 . 100 qm 

4.900 qm 
300 qm 

2.600 qm 
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Gr öße des Ne ttobaulandes 42 . 300 qm 

Besiedlungs dic hte 35 BW/ha 

geplant sind: 

55 Einzelhäuser 55 WE 
30 % Einliegerwohnungen 1'7 WE 
Roteibetrieb (15 Betten) entsprechend 4 WE 

76 WE 
=====-

Unter Zugrundelegung von 2.3 Personen je Wohneinheit 
- EW/WE - können 175 Personen im Planungsgebiet 
wohnen. 

9. KOSTENSCHÄTZUNG 

Die der Gemeinde voraussichtlich durch die vorgesehe­
nen städtebaulichen Maßnahmen entstehenden Kosten be-
tragen ca. Mio. DM. Es werden Beiträge nach 
Maßgabe des geltenden Ortsrechts erhoben. 

1 0 . ABWÄGUNG DER STELLUNGNAHMEN SOWI E DER BEDENKEN UND 
ANREGUNGEN 

Wird nach Durchführung der öffentlichen Auslegung er­
gänzt . 
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11 . VERFAHRENSVERMERKE 

Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungspla­
nes Nr. 12 und dem städtebaulichen Entwurf gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB i . V. m. § 2 Abs. 3 BauGE-Maßnahmengesetz 
vom 26.06.1995 bis 10.07.1995 öffentlich ausgelegen . 

Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung i. V. m. 
dem Beschluß des Bebauungsplanes als Satzung in seiner 
Sitzung am 19.10.1995 beschlossen. 

gez. Biel 

Bürgermeister 

Peine , den 30.10.1995 

gez. Dr. Bon 

Stadtdirektor 



Anhang 

zum Nachwei s des dringenden Wohnbedarfs 

STADT PEINE STRUKTURDATEN 

1970 1987 1993 201 0 
(27.05 . ) (25.05.) (01.01.) (OL01.) 

Einwohner 49.430 45.780 47.784 51.252 
~ 

Wobnungen 17.000 1) 19.781 20 . 681 24.406 

Beschäftigte 23.663 19.341 21.000 1) 24.000 

Personen je 
Haushalt 2,90 2,32 2,31 2,10 

1) Schätzwert; Hochrechnung Stadt Peine Hochbauamt 
1994 

2) Annahme; Hochrechnung Stadt Peine Hochbauamt 1994 

3) 

2) 

2) 

~) 
L. , 

3) Bevölkerungsprognose des Niedersächsischen Landes­
amtes für Statistik, August 1994 

lJohnraumbedarf : 

Die bis zum Jahr 2010 auf 51 252 steigende prognosti­
zierte Einwohnerzahl bei gleichzeitig auf 2,1 Personen 
je Haushalt sinkender durchschnittlicher Haushaltsgrö­
ße führt zu einem zusätzlichen Bedarf an Wohnraum. 

Von 1993 bis 2010 werden 3 725 zusätzliche Wohnungen 
(Wohneinheiten) benötigt. 
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